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Beiblatt zur Par_~8entskorrespondenZa 13.Noveober 1951. 

Eine Ar..fragc dü2' Abgc K r i p p n c r u.nd Gcnossel1~ betreffend die 

Hausdur~la..3Uohung und AJ:~tcnbeschlagnal1J:Jc bei::!' Landesgrenium TIien des Vi.eh­

handels II benntrlortet Bundesminister für Justiz Dr., T S l) h ade k wie folgt: 

-> Da,s Landesgericht für Strafsachen TIien hat mit Beschluss vom 23 011 August 

1951~' Zl924 b Vr ö770/51~ in der Strafsache gegen unbekannte Täter (Mitglieder 

des Grl::Diu1:Js der Viehhän,dlor) \Tegel'l §§ 2 und 7 dc s F-... eistreibcreigesetzes 

eine so fortige Durchsu:::hung der Lolm1i täten des Grer!1iums der Viehhändler 

gcI:Jäss §§ 139 und 140 StPO und gleichzeitig die Beschlagnahme von schriftli­

chen Unterlagen über von dem Viehhänd1er11 allenflllls vorgenormonen Vereinba.­

rungcn~ .. die P~'eisel'~löhUllgen Z1..öLl Gegenstand haben, sowi.e von Unt erlagen über 

die Höhe der von den V5.chl,ro1luzenten geforderten Preise genäss §§ 143 ff StPO 

nngeordnetc Der Verdacht der strafbaren Handlung nach den genannten Gesetzes­
stellen wurde vom Gericht danit begründet, dass dns io.Preise vorher billigere 

inländische Ril1dvieh dem i.E1portierten ausUtndischen Vieh in Preise angeglichen 

worden sei und somit der Verdacht bestilndc, dass der erhöhte Preis für inlän­

disches Vio11 wirtschaftli.ch nicht gerechtfertigt und offenkundig auf Grund 

,"11"(.;:::.' t •. lfj):'fv'}n ;:-:-,;:LS G:~1.811 elen Viehhändlern festgclegt wordell sei .. 

Die angeorcL'Yl8t~· T·]·'31J2d11~.:'chsuchllng fand ar.1 gleichen Tage; nämlich an 

23"August 1951 in Beis:.::'n eines Vertreters der Staatsanwaltschaft Wien in den 

Räloltlen des LandesgrcniUns für den V5.chhandcJ. in Viien III~ 1 Lothringerstrasse 

16; und in den.Räuntichkeiten des Vorstandes des Landesgreniuns für ViehhEind­

ler in St~ll'"l.rx.9 Objekt 3, statt<:> Dabei w.rden entsprechend dClCl gerichtlichen 

Deschluss nchrero auf diu Prois0l"stclltmg bezughabende Unterlagen besohlag<­

nahnt und der Grenialsckretär Wilhelm Trelds von Untersuchungsrichter an Ort 

und Stelle als ZGuge .befragt. Einer Beschwerde der Bundeskamner der geYlcrbli­

ehen Wirtschaft von 24 0 August 1951 \TC gen angeblich gesetzwidriger Durchf"ührung 

des Vorfahrens$ vc~bunden mit einem Antrag auf Rückgabe der besohlagnahmten 

Akten, wurde von dcr Ratskanncr des Landesgerichtes für Stra.fsaohen Wien aö 

a.SeptcJ:lbcr 1951 keine Folge gegeben.!: weil die HausQ.urchsuchung in Rahmen der 

gesetzlichcn BestirjI.:I~mgen durchgeführt wurde und eine Verständigung der vorgc­

sctztel'l Dienststelle des Landesgroniuns der Viehhändler nicht zu erfolgen .. 

hatte" Der G:C'e1:!lalse1rret1ir Wilhelm Trelde ha.tte sich auf seine Versoh~viegen ... 
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-. 
heitsptlicht nicht berufen und vor seiner Einvernahme nicht erklärt, an eine 

solohe Pflicht gebunden zu sein. 

Das BundesoinisteritirJ. für Justiz stirnnt der von der Ratskar.anter des 

Landesgerichtes fUr Strafsachen Wien vertretenen Rechtsansicht.zu. Das Straf. 
verfahren wurde deshalb eingeleitet, weil der Verdacht bestand; dass von den 

Viohhändlern Verabredungen im Sinne des.§ 7 Preistreibereigesetz getroffen 
worden seien. Es war daher erforderlich, allenfalls best~hende schriftliohe 

Vereinbarungen od.er sonstige Unterlagen bei der Inte~ssenvertretung d.elt 
Viekhändler, als-welche das Landesgremiurn des Viehhnndels in Wien in Detracht 
~~; festzustellen, Eine vorherige Verständigung dieser X5rperschaft oder 
ihrer vorgesetzten Dienststelle hätte, da Gefahr 1m Verzuge vorlag, den Zweck 

des Verfahrens und der vom Gericht angeordneten Hausdurchsuohung vereiteln 
können. Es besteht keine Vorschrift, dass Hausdurohsuchungen bei Behörden 

oder Bffentlich-reohtliohen Körperschaften verboten oder nur nit Zustimmung 
der vorgesetzten Dienststelle vorgenomtlen wer~en.dürfen. Die Besti~ungendes 

§ 63 des Ha1'ldelskammergesetzes,' BGB1.Nr.l82/1946, betreffen ledigliCh eine 
gegenseitige Verpflichtung der Kaomern der gewerbliohen Wirtsohaft und der 

usw. 
staatlichen und autonomen Behörderl zur Leistul'lg von Rechtshilfe. Da. im gegen-
ständ11~hen Falle Gefahr in Verzuge vorlag und sich das Verfahren notwendi­

gerwcise auch gegen eine Interessenvertretung richtete;- kamen die BCStinr.lun­

gen des § 63 Ha,ndelsknmmergesetz nicht in Betracht. 

Der vom Untersuchungsrichter als Zeuge vernomnene Gremi~lsekrotär 
Wilhelm Trelde hat sich, wie aus demZeugenprotokoll hervorgeht, nicht auf 

seine Verschwiegenheitspflioht naoh § 66 des HaRdelskanu~ergesetzes beruf~n. 
Es konnte dem Richter auoh nioht erkennbar sein, dass der- Zeuge duroh die 

Beantwortung der Fragen ein Amtsgeheimnis verletzten y~rde. Das Bundeskanzler­
ant hat in Einver.nehr~en mit d~ Bundesministerium fUr Justiz seinerzeit zu der 

gleiohartigen Frage der Verschwiegenheitspflicht der Bundesbediensteten bei 
Aussagen vor Gericht festgestellt, dass es Saohe des Beamten ist, bei seiner' 

Vernehmung den Richter in geeigneter Weise aufmerksam zu machen, sob~ld Ange­
legenheiten berührt wera.cm, die von Amtsgeheimnis gedeckt sind (siehe 

JM-Erlass vom 27_2.1950, Zl.l,0.480/50). 
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Zus~enfQ$sendstelle ioh daher zu der Anfrage der Abg.Kripp~er 

und Genossen.fest; dass ich mit den vorstehenden Ausführungen Aufklärung 

gegeben habe, aus welch~ Grunde die Hausdruchsuchung bei einer öffentlich­

rechtlichen Berufsvertretung veranlasst wurde und' aus \Toloheo Grunde auf die 

Bestimmungen der §§ 63 und 66 des Handelskammergesetzes nicht Bedacht zu 

nalu:Ien war. 
Da vom Gericht und von der Staatsanwaltschaft die gesetzlichen Vor­

SOMiften bai Durchführung der l!!rhebungen eingehaltan '\1'urden, s ehe ich mioh 

zur Ergreifung irgendeiner Massnahme nicht veranlasst. 
I -.-.- .... -.- ... 

" 
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